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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ständigen Ausschusses 

zu der Mitteilung des Landesbeauftragten für den  
Datenschutz und die Informationsfreiheit Baden- 
Württemberg vom 16. Januar 2019
– Drucksache 16/5000

34. Datenschutz-Tätigkeitsbericht des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Baden-
Württemberg für das Jahr 2018

B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

Der Landtag wolle beschließen,

von der Mitteilung des Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informati-
onsfreiheit Baden-Württemberg vom 16. Januar 2019 – Drucksache 16/5000 – und 
der vom Staatsministerium hierzu mit Schreiben vom 3. Mai 2019 vorgelegten 
Stellungnahme der Landesregierung (siehe Anlage 1 zum Ausschussbericht) – 
Kenntnis zu nehmen.

06. 06. 2019

Der Berichterstatter:  Der Vorsitzende:

Dr. Ulrich Goll   Dr. Stefan Scheffold

B e r i c h t

Der Ständige Ausschuss beriet die Mitteilung des Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit, Drucksache 16/5000, sowie das  
Schreiben des Staatsministeriums – Stellungnahme der Landesregierung zum  
34. Datenschutz-Tätigkeitsbericht des Landesbeauftragten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit Baden-Württemberg (Anlage 1) – in seiner 35. Sitzung am  
6. Juni 2019.

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit legte dar, 
er freue sich sehr, den Tätigkeitsbericht für das Jahr 2018 im Ständigen Ausschuss 
kurz vorstellen zu können und einige Informationen zur Vorgehensweise seiner 
Dienststelle und den zugrunde liegenden Überlegungen zu geben. Er beschränke 
sich auf vier Einzelaspekte.

Ausgegeben: 26. 06. 2019
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Im Jahr 2018 sei mit der Europäischen Datenschutz-Grundverordnung das erste 
Mal eine europäische Norm zum Datenschutz wirksam geworden, die als unmit-
telbar geltendes Recht alle Bürgerinnen und Bürger in ihren Rechten wesentlich 
betreffe und auch beeinträchtige. Die Datenschutz-Grundverordnung wirke offen-
sichtlich, und zwar im Positiven wie auch im Negativen.

Positiv sei mit Sicherheit, dass die Aufmerksamkeit für den Datenschutz im ver-
gangenen Jahr massiv gestiegen sei. Dies sei u. a. ersichtlich aus den Zahlen der 
Beschwerden und Beratungsanfragen, die in seiner Dienststelle eingingen. Es ste-
he außer Zweifel, dass der Datenschutz stärker und energischer als früher wahrge-
nommen werde.

Positiv sei mit Sicherheit auch, dass die Datenschutz-Grundverordnung eine ein-
heitliche Rechtsgrundlage für die ganze EU bilde. Dies sei ein aus seiner Sicht 
auch unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten sehr positiver Wurf. Es gebe über-
haupt keine Beschwerden von großen und exportorientierten Unternehmen in Be-
zug auf die Datenschutz-Grundverordnung. Alle seien dankbar und froh, dass sie 
sich nicht mehr mit 28 oder 29 unterschiedlichen Datenschutzgesetzen in Europa 
auseinandersetzen müssten, sondern ein einheitliches Datenschutzrecht hätten.

Die Datenschutz-Grundverordnung sei keineswegs perfekt. Sie sei vor allem unter 
zwei Gesichtspunkten problematisch.

Der erste Gesichtspunkt betreffe die Koordination der Aufsichtsbehörden, zu de-
nen auch seine Dienststelle zähle. Es zeige sich, dass diese europäische Koordi-
nation nur bedingt funktioniere. Es gebe insbesondere zwei Staaten, die aus dem 
gemeinsamen Vollzug der Datenschutz-Grundverordnung ausscherten, und zwar 
Irland und Luxemburg. Dies seien ausgerechnet die Staaten, in denen die größten 
Datenverarbeiter säßen, und zwar Facebook und Google in Irland und Groupon 
und andere in Luxemburg. Dort hapere es am Vollzug.

Das zweite Problem der Datenschutz-Grundverordnung bestehe aus seiner Sicht 
in der relativ undifferenzierten Auferlegung von Pflichten gegenüber allen. Die 
Datenschutz-Grundverordnung ziele wirksam auf sehr große Datenverarbeiter; die 
kleineren Datenverarbeiter – insbesondere kleine und mittlere Unternehmen sowie 
in erster Linie die Vereine – litten erheblich unter der Datenschutz-Grundverord-
nung. Dies sei eine Problematik, mit der sich seine Dienststelle intensiv auseinan-
dersetze.

Deshalb habe seine Dienststelle den Anstoß dazu gegeben, Verbesserungsvorschlä-
ge zu erarbeiten, was die Datenschutz-Grundverordnung angehe. Seine Dienststel-
le werde am 28. Juni gemeinsam mit der IHK Region Stuttgart eine Anhörung und 
eine Auswertung der Verbesserungsvorschläge zur Datenschutz-Grundverordnung 
durchführen und bei der EU-Kommission einreichen.

Der zweite aus seiner Sicht wichtige Gesichtspunkt sei das Konzept, wie in seiner 
Dienststelle mit dem Datenschutz umgegangen werde. Dem Tätigkeitsbericht sei 
zu entnehmen, dass die Zahl der Beratungen durch seine Dienststelle einen Höchst-
stand erreicht habe. Im Jahr 2018 habe seine Dienststelle etwa 4 500 Beratungen 
und mehr als 200 öffentliche Veranstaltungen durchgeführt. Insgesamt seien gut  
20 000 Teilnehmer geschult worden. Der Beratungsbedarf sei nach wie vor hoch 
und könne in vielen Bereichen zeitnah nicht mehr erfüllt werden. Dies bedeute, 
dass verantwortliche Stellen wie Unternehmen relativ lange warten müssten, bis 
sie die gewünschten Beratungsleistungen von seiner Dienststelle erhalten könnten.

Die Entwicklung sei schwierig. Ein Großteil der Datenschutzaufsichtsbehörden 
in Europa berate überhaupt nicht mehr. Auch in Deutschland sei es so, dass die 
Mehrheit der Landesbeauftragten keine Beratungsleistungen mehr in Bezug auf 
verantwortliche Stellen anbiete. Es würden nur noch Bürgerinnen und Bürger in 
Bezug auf ihre Beschwerden sowie betriebliche und behördliche Datenschutzbe-
auftragte beraten. Dies halte er für eine schlechte Entwicklung. Denn nur bei ei-
ner sinnvollen Beratung von verantwortlichen Stellen könne auch tatsächlich eine 
Breitenwirkung erzielt werden.
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Der dritte Punkt sei das Thema Sanktionen. Dieser habe für erhebliches Echo ge-
sorgt. Die Sanktionen seien der Antreiber in der gesamten Debatte um die Daten-
schutz-Grundverordnung gewesen. Der Bußgeldrahmen reiche bis zu 20 Millio-
nen € oder 4 % des weltweiten Jahresumsatzes von Unternehmen; insbesondere 
deshalb habe die Datenschutz-Grundverordnung eine massive Wirkung entfaltet 
und z. B. dafür gesorgt, dass inzwischen zwei von drei Unternehmen erkennbar 
Anstrengungen unternommen hätten, Datenschutzvorgaben einzuhalten. Früher 
sei dies bei dem hohen Datenschutzniveau, das es in Deutschland gegeben habe, 
allenfalls ein Drittel der Unternehmen gewesen, die sich erkennbar auf den Da-
tenschutz eingestellt hätten. Es sei somit ein großer Erfolg zu konstatieren. Dieser 
sei jedoch mit der massiven Androhung von exorbitant hohen Bußgeldern erzielt 
worden.

Seine Dienststelle habe eine Bußgeldstelle eingerichtet. Seit Mitte 2018 kümmer-
ten sich zwei Mitarbeiter um Bußgelder. Im Wesentlichen seien bisher drei Buß-
gelder verhängt worden.

Vom ersten Fall hätten auch die Abgeordneten bereits gehört, weil es auch einer 
der ersten in Deutschland gewesen sei. Es habe sich um ein Bußgeld in Höhe von  
20 000 € gegenüber einer Social-Media-Plattform aus Baden-Württemberg gehan-
delt.

Ein Bußgeld in Höhe von 80 000 € sei in Bezug auf die illegale Veröffentlichung 
von Gesundheitsdaten im Internet verhängt worden. Auf Nachfrage könne er gern 
noch Einzelheiten mitteilen.

Ein drittes Bußgeld, ebenfalls in Höhe von 80 000 €, sei gegenüber einer Bank 
verhängt worden, die Bankunterlagen datenschutzwidrig vernichtet habe, nämlich 
in den Altpapiercontainer geworfen habe, wo sie dann gefunden worden seien. 
Anschließend seien sie seiner Dienststelle übergeben worden.

Es gebe die klare Maßgabe an die Bußgeldstelle, welche laute, nur dann Bußgelder 
zu verhängen, wenn auch diejenigen, die dem Datenschutz kritisch gegenüberstün-
den, Verständnis dafür aufbrächten, dass im konkreten Fall ein Bußgeld verhängt 
werde. Entsprechend dieser Maßgabe sei bisher auch verfahren worden.

Er schätze, dass im Laufe des Jahres 2019 erheblich mehr Bußgelder verhängt 
würden, die sich auf rund eine halbe Million Euro pro Jahr summierten. Dies ge-
schehe im Übrigen ohne die geringste Anstrengung, um entsprechende Verstöße zu 
suchen. Es sei also nicht so, dass händeringend nach Gelegenheiten gesucht würde, 
ein Bußgeld zu verhängen; vielmehr seien diese Fälle jeweils in seiner Dienststelle 
eingegangen, und dann habe sich herausgestellt, dass es sich um Fälle handle, die 
mit einem Bußgeld bedacht werden müssten.

Der vierte Gesichtspunkt sei die Kontrolltätigkeit. Diese sei, wie dem Tätigkeitsbe-
richt entnommen werden könne, im Jahr 2018 im Prinzip komplett ausgefallen. Im 
gesamten Jahr 2018 seien insgesamt lediglich 13 öffentliche und nicht öffentliche 
Stellen kontrolliert worden. Dies sei praktisch nichts gewesen. Diese Zahl sei des-
halb so gering gewesen, weil seine Dienststelle im Jahr 2018 ihre gesamte Energie 
in die Beratung gesteckt habe, was angesichts dessen, dass ein europäisches Gesetz 
wirksam geworden sei, das habe erklärt werden müssen, auch notwendig gewesen 
sei.

Im laufenden Jahr sei die Situation aus seiner Sicht eine andere. Seine Dienst-
stelle gehe dazu über, wieder mehr zu kontrollieren. Eine Kontrolle heiße nicht 
zwingend Sanktion, sondern bedeute, dass sich seine Dienststelle ein eigenes Bild 
davon mache, wie die Lage sei. Bislang lasse sich seine Dienststelle dies von den 
Unternehmen und Behörden berichten, und nun werde wieder verstärkt selbst ge-
schaut. Es gebe etwa 250 Kontrollprojekte; bis zum Ende des Jahres 2019 wer-
de seine Dienststelle etwa 10 000 verantwortliche Stellen in Baden-Württemberg 
kontrolliert haben. Dann werde er gern wieder über die gewonnenen Erkenntnisse 
berichten.

Derzeit laufe eine Kontrolle aller Kommunen im Land. Seine Dienststelle habe 
allen 1 101 Kommunen im Land einen Fragebogen mit der Bitte um Beantwortung 
zugesandt. Auch darüber könne er wenn gewünscht noch näher berichten.
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Es zeige sich ganz offensichtlich, dass seine Dienststelle trotz der deutlich ver-
besserten Ausstattung, die sie in den letzten zwei Jahren habe verzeichnen kön-
nen, nicht gleichzeitig beraten und kontrollieren könne. Im Jahr 2018 habe sie 
nur beraten, und nunmehr versuche sie, wieder ein Gleichgewicht in Bezug auf 
die Kontrollen herzustellen, was immer sofort bedeute, dass das Beratungsangebot 
reduziert werden müsse. Dies sei keine gute Situation. Deswegen werde er sich 
in der nächsten Woche mit einem Schreiben an die Fraktionen wenden und einen 
Vorschlag unterbreiten, wie die Beratung und die Kontrolle voneinander entkop-
pelt werden könnten. Das Ziel sei, dass unabhängig von der Beschwerdesituation 
gleichmäßig, sinnvoll und zeitnah beraten werden könne. Er wäre sehr dankbar, 
wenn die Fraktionen sich dies ansehen und überlegen würden, ob sie diesen Vor-
schlag unterstützen könnten.

Abschließend äußerte er, er bedanke sich beim Parlament für die Unterstützung. In 
Abwesenheit danke er auch der Landesregierung, konkret dem Ministerium für In-
neres, Digitalisierung und Migration. Der Stellungnahme der Landesregierung zu 
seinem Tätigkeitsbericht 2018 sei zu entnehmen, dass sich seine Dienststelle und 
die Landesregierung in der Bewertung der Fälle weitestgehend einig seien. Die 
wenigen Punkte, in denen es sozusagen institutionell unterschiedliche Auffassun-
gen geben müsse, seien aus seiner Sicht nicht wesentlich. Er freue sich sehr, dass 
es beispielsweise in Bezug auf die Thematik Verfassungsschutz/G-20-Gipfel eine 
gemeinsame Auffassung gebe und auch auf dieser Ebene gut und vertrauensvoll 
zusammengearbeitet werde.

Ein Abgeordneter der SPD legte dar, er bedanke sich beim Landesbeauftragten 
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit für seinen Bericht und auch für 
die Arbeit, die er und sein Team in der Umstellungsphase geleistet hätten. Es sei 
sinnvoll gewesen, den Beratungsleistungen in dieser Phase Vorrang zu geben, um 
Sicherheit im Umgang mit der neuen Rechtslage zu bekommen.

Ihm sei wichtig, dass nicht nur die großen Kommunen im Land Hilfestellung er-
hielten, sondern insbesondere die kleinen mit wenigen Beschäftigten.

Er bitte um eine Äußerung zu den datenschutzrechtlichen Anforderungen an Ver-
eine; aus seiner Sicht sollte auch über Erleichterungen nachgedacht werden, weil 
viele Fragen hinsichtlich der Umsetzung durch Ehrenamtliche im Raum stünden.

Angesichts dessen, dass im Tätigkeitsbericht auch auf Sportveranstaltungen und 
Fotos eingegangen werde, rufe er in Erinnerung, dass der SWR vor wenigen Ta-
gen darüber berichtet habe, dass ein Abgeordneter der AfD-Landtagsfraktion mit 
Kinderbildern, die beim Turnfest in Bruchsal gefertigt worden seien, eine digitale 
Werbeanzeige geschaltet habe, was zumindest für Irritationen gesorgt habe. Er bit-
te um eine Einschätzung des LfDI zu solchen Vorgängen.

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit ant-
wortete, es sei offensichtlich, dass es in kleinen Kommunen nicht nur einen gro-
ßen Beratungsbedarf gebe, sondern auch Unterstützungsbedarf in Bezug auf die 
konkrete Umsetzung. Auch aus diesem Grund erfolge die erwähnte Umfrage bei 
den Kommunen. Es zeichne sich zum einen ab, dass kleine Kommunen in der 
Tat große Probleme hätten, selbst guten Sachverstand anzuheuern. Spätestens seit 
Anfang 2018 sei der ernstzunehmende Sachverstand im Bereich Datenschutzbe-
ratung nicht mehr auf dem Markt und habe keine Möglichkeiten mehr, weitere 
Aufgaben zu übernehmen. Deswegen habe seine Dienststelle sehr begrüßt, dass 
sich Kommunen zusammengetan hätten und gemeinsam nach Datenschutzbeauf-
tragten gesucht hätten. Ein wichtiger Anbieter in diesem Bereich sei ITEOS, der 
seine Dienstleistungen den Kommunen zur Verfügung gestellt habe. Seine Dienst-
stelle habe ITEOS bereits frühzeitig mitgeteilt, was aus ihrer Sicht notwendig sei, 
um diese Beratungsleistungen gut zu erbringen. Der entscheidende Punkt bestehe 
darin, dass die Messzahlen stimmen müssten. Aus Sicht seiner Dienststelle bestehe 
bei ITEOS die Problematik, dass zu wenige Personen tatsächlich in der Lage seien, 
die Vielzahl von Kommunen, die unter Vertrag genommen worden seien, effektiv 
vor Ort zu beraten.

Seine Dienststelle habe mit ITEOS intensiv über dieses Problem gesprochen und 
gehe davon aus, dass es sich um ein Übergangsproblem handle und dass ITEOS, 
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wenn sie sich intensiv darum bemühten, das eigene Beratungsangebot auszuwei-
ten, dies irgendwann auch gut schaffen werde. In der aktuellen Situation habe er 
seine Zweifel, ob dies angesichts des derzeitigen Schlüssels zwischen dem zur 
Verfügung stehenden Sachverstand und der Vielzahl der Kommunen, die davon 
profitieren sollten, im Moment eine tragfähige Lösung sei.

In Vereinen stünden in Sachen DS-GVO in der Tat viele Irritationen und Ängste im 
Raum. Dazu sei anzumerken, dass die Datenverarbeitung durch nicht gewerbliche 
Einrichtungen wie z. B. Vereine in der Regel absolut überschaubar sei. In der Regel 
hätten sie Mitgliederdatenbestände einschließlich Kontonummern der Mitglieder, 
mit denen sie sorgsam umgehen müssten, vielleicht gebe es eine Homepage, viel-
leicht auch Fotos, die in einer Cloud lägen. Dies könnten Vereine eigentlich in den 
Griff bekommen.

Aus dieser Sicht heraus werde dann gelegentlich erklärt, wegen dieser Überschau-
barkeit würden keine Sonderregeln für Vereine benötigt; sie sollten die wenige 
Datenverarbeitung, die sie betrieben, gut organisieren. Er schließe sich dieser Auf-
fassung ausdrücklich nicht an; er zähle zu denen, die erklärten, es müsse geprüft 
werden, ob differenzierter vorgegangen werden könne und gerade die Vereine, die 
nicht gewerblich tätig seien, etwas aus dem Fokus genommen werden könnten. 
Dies würde nicht bedeuten, dass es der Aufsichtsbehörde egal wäre, wie sie mit 
dem Datenschutz umgingen, sondern hieße, dass sie nicht im Zentrum der Auf-
merksamkeit stünden.

In diesem Zusammenhang weise er darauf hin, dass auf Bundesebene derzeit am 
Zweiten Datenschutz-Anpassungs- und Umsetzungsgesetz EU gearbeitet werde. 
Wie er gehört habe, sei auch die Koalition wohl einig darüber, dass die Messzahlen 
für die Bestellpflichten von Datenschutzbeauftragten hochgesetzt würden. Derzeit 
sei es so, dass ab dem zehnten datenverarbeitenden Mitarbeiter in einem Unterneh-
men eine Bestellpflicht bestehe. Dies könne recht schnell auch auf Vereine zutref-
fen, wenn zu den zwei, drei Personen, die regelmäßig Datenverarbeitung betrieben, 
beispielsweise Trainer hinzukämen, die ihre eigene WhatsApp-Gruppe oder Ähnli-
ches hätten. Die Zehn-Personen-Grenze sei schnell überschritten, sodass sich auch 
ein kleiner Verein überlegen müsse, wie er einen externen Datenschutzbeauftrag-
ten überhaupt bezahlen könne.

Er sei wohl der einzige Landesdatenschutzbeauftragte, der sich bei der Frage 
der Positionierung zu dieser Zehn-Personen-Regelung zurückgehalten habe. Die 
Datenschutzkonferenz habe, wenn auch nicht einstimmig, eine gemeinsame Ent-
schließung gefasst, wonach dafür plädiert werde, bei den bisherigen Regelungen 
zu bleiben. Er habe Verständnis dafür, dass in Bezug auf nicht gewerblich tätige 
Vereine überlegt werde, wo entlastet werden könnte.

Die DS-GVO selbst versuche, zu entlasten, und zwar in Bezug auf die Fertigung 
von Verarbeitungsverzeichnissen. Dies sei jedoch leider so schlecht geregelt, dass 
dies keinen Anwendungsbereich habe, den Vereinen also nicht wirklich helfe.

Wenn beabsichtigt sei, den im nicht gewerblichen Bereich ehrenamtlich tätigen 
Vereinen zu helfen, könnte eine Möglichkeit darin bestehen, die Bestellpflicht für 
Datenschutzbeauftragte zu reduzieren. Andererseits sei auch das Gegenargument 
naheliegend, dass dann der Einzige im Verein, der sich noch halbwegs mit dem 
Datenschutz ausgekannt habe, nicht mehr zur Verfügung stehe, obwohl die materi-
ellen Verpflichtungen in Sachen Datenschutz unverändert blieben.

Er persönlich könnte mit den verschiedenen Regelungen leben; wichtig sei, dass 
Beratung erfolge, was von seiner Dienststelle intensiv getan werde, und zwar vor 
Ort und auch in Zusammenarbeit mit vielen Abgeordneten, die Vertreter seiner 
Dienststelle in die Wahlkreise eingeladen hätten, wo Gespräche mit Vereinsvertre-
tern geführt worden seien. Dies werde auch fortgesetzt.

Der geschilderte Fall in Sachen Fotos von einer Sportveranstaltung sei ihm nicht 
bekannt. Er sei ihm auch nicht vorgetragen worden. Es sei jedoch logisch, dass es 
in diesem Bereich Probleme gebe. Eine der häufigsten Fragen, die gerade im Ver-
einsumfeld gestellt würden, sei die, ob Fotos von Sportveranstaltungen gemacht 
werden dürften. Dazu vertrete seine Dienststelle eine eindeutige Position. Machen 
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dürfe solche Fotos jeder, aber sobald sie verbreitet werden sollten, sei jedenfalls 
dann, wenn es um Kinderaufnahmen gehe, eine Einwilligungserklärung der Eltern 
erforderlich.

Ein Abgeordneter der AfD äußerte, auch er bedanke sich für den Bericht und die 
ausführlichen Erklärungen. Ihn interessiere, ob der LfDI schon einmal mit der 
Frage konfrontiert gewesen sei, auf welchem Weg die Abschiebetermine von aus-
reisepflichtigen Personen aus den zuständigen Landesbehörden an Organisationen 
oder Parteien, die ein gesteigertes Interesse daran hätten, dass diese Abschiebun-
gen verhindert würden, gelangten und ob der LfDI in Zukunft auch dies als ein 
Schwerpunktthema für seine Tätigkeit ansehe.

Weiter interessiere ihn, ob eine Landtagsfraktion einen Antrag an den LfDI stellen 
könne, solchen Vorgängen nachzugehen, und ob der LfDI die Kompetenz habe, in 
Behörden des Landes diese Verstöße zu ermitteln.

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit antworte-
te, zu Informationsflüssen im Zusammenhang mit geplanten Abschiebungen lägen 
seiner Dienststelle derzeit keine Erkenntnisse vor. Dies sei jedoch ein Bereich, 
um den sie sich selbstverständlich kümmern könne. Denn sie übe auch im öffent-
lichen Bereich die Datenschutzaufsicht aus und könne dort im Prinzip alles, was 
an Informationsflüssen stattfinde, prüfen. Speziell im Bereich der Migration habe 
sich seine Dienststelle bereits verschiedenes angeschaut; dazu habe u. a. die Frage 
gehört, welche Informationserhebungen in diesem Bereich stattfänden. Bekannter-
maßen gebe es seit zwei Jahren eine gesetzliche Grundlage dafür, bei Migranten  
z. B. auf mitgeführte Laptops oder Smartphones zuzugreifen und dort Informatio-
nen zu erheben und weiterzuverarbeiten. Dies habe sich seine Dienststelle tatsäch-
lich angeschaut, soweit Länderbehörden damit befasst gewesen seien.

Die geschilderte spezielle Thematik sei noch nicht geprüft worden. Selbstverständ-
lich sei es jedoch möglich, als Fraktion, als Abgeordneter oder als Bürger eine 
entsprechende Anregung, sich das anzuschauen, vorzubringen. Er sei offen für 
Vorschläge, in welchen Bereichen seine Dienststelle tätig werden solle. 

Ein Abgeordneter der CDU erklärte, er bedanke sich auch im Namen seiner Frak-
tion für die Beratung durch den LfDI. Davon habe auch seine Fraktion profitiert. 
Insgesamt habe es dankenswerterweise zahlreiche Informationsveranstaltungen 
gegeben.

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit bedankte 
sich und merkt an, er gebe den geäußerten Dank gern weiter.

Ein Abgeordneter der SPD legte dar, aus dem Tätigkeitsbericht gehe auch hervor, 
wer sich an den LfDI gewandt habe. In Abschnitt 2 – Polizei und Kommunen – 
sei unter Ziffer 2.1 – Kontrolle der Vergabe des ermittlungsunterstützenden Hin-
weises „HWAO“ – die Rede davon, dass der Verdacht geäußert worden sei, dass 
die Polizei eine zentrale Datei führe, in der systematisch alle bekannt gewordenen 
Angehörigen der Volksgruppe der Sinti und Roma gespeichert und stigmatisiert 
würden. Darüber sei er verwundert, und zwar deshalb, weil er aus seiner Amtszeit 
noch der Meinung gewesen sei, dass dies mit dem Verband einmal geklärt worden 
sei, und dass damals auch die Bedingungen verändert worden seien, unter denen 
diese Datei zu führen sei, damit daraus keine Minderheitenverfolgung hergeleitet 
werden könne.

Ihn interessiere, ob der ermittlungsunterstützende Hinweis (EHW) „HWAO“ – 
„häufig wechselnder Aufenthaltsort“ – komplett gestrichen worden sei oder ob es 
diesen EHW noch gebe, allerdings mit schärferen Vorgaben in Bezug darauf, was 
dort gespeichert werden dürfe und was nicht.

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit antwor-
tete, speziell zu diesem ermittlungsunterstützenden Hinweis „HWAO“ enthalte 
der Tätigkeitsbericht Ausführungen. Im Ergebnis, dass dort in der Praxis Mängel 
bestanden hätten, gebe es inzwischen Einigkeit mit dem Ministerium für Inneres, 
Digitalisierung und Migration. Das Ministerium für Inneres, Digitalisierung und 
Migration erkläre dazu in seiner Stellungnahme Folgendes: „Das Innenministeri-
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um wird gemeinsam mit dem Landeskriminalamt Baden-Württemberg die Bemü-
hungen um die Datenqualität und Sensibilisierung der Sachbearbeiterinnen und 
Sachbearbeiter fortführen.“ Die ermittlungsunterstützenden Hinweise „HWAO“ 
gebe es somit noch; sie seien allerdings an klare Kriterien gebunden. Es habe 
49 Prüffälle gegeben, und es seien Mängel gesehen worden. Er gehe davon aus, 
dass dies im gemeinsamen Interesse künftig besser gehandhabt werde als bisher.

Der Ausschussvorsitzende bedankte sich für den Bericht.

Der Ausschuss beschloss ohne förmliche Abstimmung, dem Plenum zu empfehlen, 
von der Mitteilung des Landesbeauftragten für den Datenschutz und die Informa-
tionsfreiheit Baden-Württemberg vom 16. Januar 2019, Drucksache 16/5000, und 
der vom Staatsministerium hierzu mit Schreiben vom 3. Mai 2019 vorgelegten 
Stellungnahme der Landesregierung (siehe Anlage 1) Kenntnis zu nehmen.

25. 06. 2019

Dr. Goll
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